


Gesundheit und Mobilität, sind Aufgaben des 
Staates. Nur er kann Teilhabe aller sichern.

In immer dünner besiedelten Räumen wird 
eine Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
künftig nur noch dann gewährleistet werden 
können, wenn für die Verwaltung und Ver-
sorgung neue Strukturen und Verfahren ge-
funden werden, die flexibel auf die jeweiligen 
örtlichen Erfordernisse eingestellt werden kön-
nen. Hier eröffnet sich ein Experimentierfeld 
für mehr Demokratie durch selbstbestimmtes 
und selbst verantwortetes lokales Handeln, 
wofür die nötigen rechtlichen und finanziel-
len Voraussetzungen zu schaffen sind. Die 
Verlagerung von Entscheidungskompetenzen 
zu den Akteuren vor Ort bedeutet aber nicht, 
dass sich der Staat in dünn besiedelten Räu-
men aus seiner Verantwortung stiehlt.

DIE LINKE Brandenburg hat ein finanzierba-
res Konzept zur Schaffung von 15 000 Stellen 
im öffentlich geförderten Beschäftigungssektor 
vorgelegt, um insbesondere Langzeitarbeits-
losen und älteren Arbeitslosen eine berufliche 
Perspektive sowie ein Existenz sicherndes 
Einkommen zu bieten. Zielgruppe des ÖBS 
sind Erwerbslose, die kaum Chancen auf Be-
schäftigung im ersten Arbeitsmarkt haben 
und Arbeitslosengeld II beziehen. Nach un-
serem  Konzept muss das monatliche Entgelt 
mindestens 1400 Euro Arbeitnehmer-Brutto 
oder 8 Euro pro Stunde als Einstieg betragen. 
Zur Finanzierung des ÖBS sollen mittelfristig 
die Gelder, die jetzt für die Finanzierung der 
Arbeitslosigkeit verwandt werden, eingesetzt 
werden. Deshalb fordern wir vom Bund, die 
unterschiedlichen Kosten zu bündeln und über 
Mittel des Landes, der Kreise, der Kommunen 
und des Europäischen Sozialfonds mindestens 
auf ein Entgelt von 1400 Euro Arbeitnehmer-
Brutto aufzustocken.

Gleichwertige - nicht gleiche - Lebensver-
hältnisse, wie sie die brandenburgische Lan-
desverfassung im Artikel 44 vorsieht, bleiben 
mein übergeordnetes politisches Ziel. An die-
sem Grundsatz darf nicht gerüttelt werden. 
Auch angesichts großer regionaler Unterschie-
de, vielfältiger Problemlagen und begrenzter 
finanzieller Ressourcen haben die Branden-
burgerinnen und Brandenburger ein Recht auf 
einen Grundkanon öffentlicher Leistungen, der 
eine Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
überall im Land herstellt. Mein Hauptkriteri-
um für die öffentliche Daseinsvorsorge ist der 
gleichberechtigte und kostengünstige Zugang 
zu den lebenswichtigen Dienstleistungen, die in 
hoher Qualität flächendeckend, verlässlich und 
dauerhaft vorzuhalten sind. Aufgaben, die die 
gesamte Gesellschaft betreffen, wie Bildung, 
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auf informationelle Selbstbestimmung dürfen 
nicht weiter ausgehöhlt werden. Das Verhält-
nismäßigkeitsprinzip muss wieder hergestellt 
werden. Für uns ist die Kriminalprävention die 
Sicherung des Sozialstaates. 

Braucht Deutschland bundesweite Volksent-
scheide? Ja, denn Demokratie darf sich nicht in 
Wahlen erschöpfen. Die repräsentative, parla-
mentarische Demokratie ist zu verbessern und 
weiter zu entwickeln durch Einführung von Ele-
menten der direkten Demokratie und besserer 
Kontrollmöglichkeiten für Regierungshandeln. 
Demokratie ist kein »fertiger« Zustand - sie 
muss Tag für Tag neu gelebt werden, muss 
aber auch gelebt werden können: auf allen 
Ebenen und in allen Bereichen. Die Möglichkei-
ten dafür, dass Sie Politik direkt beeinflussen 
können, müssen erweitert und auch auf die 
Bundesebene übertragen werden. Volksgesetz-
gebung bedeutet erlebbare Demokratie - nicht 
nur am Wahltag alle paar Jahre.

war es mit den Grünen, von CDU/CSU und 
FDP ganz zu schweigen.

 Und zur Erinnerung hier eine Auswahl sozi-
aldemokratischer Politik für das 21. Jahrhun-
dert: Hartz IV - Förderung von Leiharbeit - 
Dumpinglöhne statt Mindestlöhne - Rente mit 
67 - Erhöhung der Mehrwertssteuer - Senkung 
des Spitzensteuersatzes von 53 auf 42 Prozent 
- Steuerbefreiung von Veräußerungsgewinnen 
von Kapitalgesellschaften - Steuersenkung für 
Kapitalgesellschaften - Keine Wiedereinfüh-
rung der Vermögenssteuer - keine Börsen-
umsatzsteuer - Zulassung von Hedge-Fonds - 
Förderung der Kreditderivate (Schrotthandel) 
- Krieg gegen Jugoslawien - Beteiligung an 
OEF und ISAF in Afghanistan - Vertuschung 
illegaler CIA-Verbringungen auf dem Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik Deutschland

Wir wollen mehr Bürgerbeteiligung. Das 
setzt bessere Bedingungen für die direkte De-
mokratie voraus: die Bürgerinnen und Bürger 
müssen sich möglichst in Wohnortnähe ein-
bringen können, die technischen und kom-
munikativen Möglichkeiten des Internet sind 
auszubauen und zu nutzen. Wir unterstützen 
und fördern die Einführung von Bürgerhaus-
halten. Für das Parlament streben wir mehr 
Öffentlichkeit, erweiterte Informations- und 
Kontrollrechte gegenüber der Regierung, die 
Stärkung der Rolle der Opposition und die 
Abschaffung überkommener Privilegien von 
Abgeordneten an.

Jugendliche sollen erweiterte Abstim-
mungsmöglichkeiten bekommen; wir wollen 
das Wahlalter bei kommunalen Wahlen und 
Volksabstimmungen auf 16 Jahre herab set-
zen.  Bürgerliche Grundrechte wie der Schutz 
der Privatsphäre, das Briefgeheimnis, die Un-
antastbarkeit der Wohnung und das Recht 

Sie hat mit ihrer Politik die Wirtschafts- und 
Finanzkrise verursacht und Deutschland in 
völkerrechtswidrige Kriege geführt. Die Men-
schen haben kein Geld mehr in der Tasche. 
Deswegen investieren Unternehmen nicht und 
tragen Banken das Geld ins Casino. Die SPD 
hat dies gefördert durch: Dumpinglöhne statt 
Mindestlöhne, Steuerdumping für Konzerne, 
Abschaffung der Verkehrsregeln auf den inter-
nationalen Finanzmärkten sowie fehlende In-
vestitionen in Bildung und die Energiewende.

Es ist immer das Selbe. Vor der Wahl sagt die 
SPD, die Mehrwertssteuer wird nicht erhöht, 
nach der Wahl erhöht sie die Mehrwertssteu-
er um 3 Prozent. Vor der Wahl sagt die SPD, 
sie will das Land gerechter machen, nach der 
Wahl lehnt sie im Bundestag Mindestlöhne 
oder eine Vermögenssteuer ab. Nicht anders 

Mehr Demokratie leben

Die SPD hat elf Jahre dieses Land regiert. 


